
 
 
Vollzug der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen (EU-Tierseuchen-Verordnung) 
sowie der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische 
Schweinepest (Schweinepest-Verordnung); 
 
Änderung der Allgemeinverfügung der Stadt Aschaffenburg vom 20.06.2024 zur 
Erkennung und Vorbeugung der Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest  
 
Aufgrund des Art. 170 Abs. 1 Alt. 1 VO (EU) 2016/429 i.V.m § 3a S. 1 Nr. 2, 3, 4, 5 HS. 1 und 
HS. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische 
Schweinepest (Schweinepest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 
2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. November 2020 
(BAnz AT 09.11.2020 V1) geändert worden ist sowie Artikel 2 Absatz 1 Nr. 3 und Abs. 2 des 
Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) 
vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 Abs. 29 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, ergeht für das Gebiet der 
Stadt Aschaffenburg folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

I. 
 
Die Allgemeinverfügung der Stadt Aschaffenburg vom 20.06.2024 zur Erkennung und 
Vorbeugung der Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest 
(https://www.aschaffenburg.de/dokumente/Aktuelles/Amtliche-Bekanntmachung/2024-06-20-
Allgemeinverfuegung-Franken-Wall---Stadt-AB.pdf ) in der Fassung vom 13.08.2024 wird 
unter Nummer I. 4) wie folgt neu gefasst: 
 
4) den Tierkörper jedes gesund erlegten Wildschweins nach näherer Anweisung des 
Veterinäramtes des Landratsamtes Aschaffenburg in die eigene Wildkammer oder einer 
anderen Wildkammer oder einer anderen vergleichbar geeigneten Räumlichkeit zuzuführen. 
Ein Inverkehrbringen des Wildbrets von erlegten Wildschweinen darf erst nach Vorlage des 
negativen Untersuchungsbefundes nach Nr. I. 3) dieser Allgemeinverfügung erfolgen. Die 
Befundmitteilung an den Jagdausübungsberechtigten erfolgt durch das Veterinäramt der Stadt 
Aschaffenburg. 
 
Im Falle von Drückjagden kann die dabei erzielte Strecke bis zum Vorliegen der negativen 
Untersuchungsergebnisse bei einem Wildhändler im Regierungsbezirk Unterfranken gelagert 
werden. Die Drückjagd ist vorher bei der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde anzuzeigen 
und der Wildhändler zu benennen. Ein Inverkehrbringen des Wildbrets darf auch in diesem 
Fall erst nach Vorlage des negativen Untersuchungsbefundes erfolgen. Die Befundmitteilung 
an den benannten Wildhändler erfolgt durch das Veterinäramt. 
 

II. 
 

Die sofortige Vollziehung der in Nummer I. getroffenen Regelungen wird angeordnet. 
 

III. 
 








